



In der vergangenen Woche wurde der Leiter des Sächsischen Verfassungsschutzes
Gordian Meyer-Plath von seinen Aufgaben entbunden und in die Kultusverwaltung
versetzt. Was als ein beamtenrechtliches Revirement erscheinen könnte, erweist
sich bei näherem Hinsehen als handfester Skandal. Der Freistaat Sachsen will und
kann offensichtlich nicht zugeben, neben Orten wie Dortmund, Nordhessen und
Mecklenburg-Vorpommern seit Jahren eines der Zentren des Rechtsextremismus
in Deutschland zu sein. Anlass für die Versetzung soll laut Pressemeldungen
gewesen sein, dass Meyer-Plath sich weigerte, einer Anweisung des sächsischen
Innenministerium nachzukommen: Dieses hatte angeordnet, Daten über AfD-
Abgeordnete zu löschen. Keine Informationen über AfD-Mandatsträger mehr zu
speichern, ist ein sächsischer Alleingang,  keine Verfassungsschutzbehörde auf
Bundes- oder Landesebene hat sich dem angeschlossen. Die dazu gehörende
Rechtsauffassung wird von praktisch niemandem geteilt. Selbstverständlich
unterliegt die nachrichtendienstliche Beobachtung von Abgeordneten des
Bundestages und der Landtage besonderen verfassungsrechtlichen Bedingungen
und Beschränkungen. Dies akzeptierend haben die Verfassungsschutzbehörden
von Bund und Ländern Regeln und Verfahren entwickelt, um diesen juristischen
Maßstäben gerecht zu werden. Das hat bisher gut funktioniert und unterlag keinen
nennenswerten juristischen Bedenken. Sachsen schert nun ohne handfeste
Argumente aus diesem großen und sicherheitspolitisch überragend wichtigen
Konsens aus.
Schaut man aus diesem Anlass in die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts, so erweist sich die Rechtslage nach der Entscheidung
des Zweiten Senats zur Überwachung des damaligen Bundestagsabgeordneten
und heutigen Thüringer Ministerpräsidenten Ramelow als recht eindeutig (BVerfGE
134, 141, B. v. 17. 9. 2013): Das Gericht stellte fest, dass die Beobachtung
von Abgeordneten des Deutschen Bundestages (eine Übertragung auf
Landtagsabgeordnete erscheint mit Blick auf Art. 39 Abs. 3 Sächsische Verfassung
unproblematisch), einen Eingriff in die Freiheit des Abgeordnetenmandats
bedeute, die einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage bedürfe und strengen
Verhältnismäßigkeitsstandards genüge. Eine solche gesetzliche Grundlage liege
vor, §§ 8 Abs. 1 Nr. 1 3 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. §. 4 Abs. 1 S. 1 c BVerfSchG gestatte
eine Überwachung von Abgeordneten unter der Bedingung einer spezifisch
verschärften Verhältnismäßigkeitsprüfung. Dass das Gericht im Fall Ramelow die
Überwachung durch das Bundesamt anders als das Bundesverwaltungsgericht
(zur Kritik schon Möllers, Urteilsanmerkung zu BVerwG B. v. 15. 1. 2009 – 2 BvR
2044/07, Juristen-Zeitung 2010, 668-673) für unverhältnismäßig hielt, hing zum
ersten damit zusammen, dass seiner Linkspartei nur in einzelnen Splittergruppen
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eine verfassungsfeindliche Einstellung zugesprochen werden konnte. Zum zweiten
lag es daran, dass Ramelow selbst mit diesen Teilen der Partei nichts zu tun hatte.
Wendet man diese Begründung auf den vormaligen „Flügel“ der AfD an, so
ergibt dies angesichts der neuesten Einschätzungen des Bundesamtes für
Verfassungsschutz sicherlich keinen pauschalen Ausschluss der Überwachung von
Landtagsabgeordneten der sächsischen AfD. Der rechtsextreme Flügel spielt für die
Gesamtpartei eine deutlich wichtigere Rolle. Wie es um einzelne Abgeordnete steht,
bedarf dann gesonderter Prüfung.
Diese Rechtsprechung zur Überwachung von Abgeordneten muss auch im
Zusammenhang mit dem neueren NPD-Urteil gelesen werden (BVerfGE 144, 20,
U. v. 17. 1. 2017). Dort hatte das Gericht ein Parteiverbot unter den Vorbehalt der
„Potentialität“ gestellt, der absehbaren Möglichkeit einer relevanten Beeinflussung
der politischen Meinungsbildung durch die zu verbietende Partei. An dieser fehlte es
der NPD laut der Entscheidung nicht zuletzt deswegen, weil die Partei im Laufe des
gerichtlichen Verfahrens in zwei Landtagswahlen, einer davon in Sachsen, sämtliche
ihrer Landtagsmandate verloren hatte. Wenn aber der Erfolg bei Parlamentswahlen
ein wichtiger Indikator der Potentialität ist, dann würde der pauschale Ausschluss
der Überwachung von Abgeordneten, die qua Mandats als besonders repräsentative
Mitglieder ihrer Partei gelten müssen, ein Parteiverbot praktisch verhindern. Folgt
man der Linie des sächsischen Innenministeriums, so würde zugespitzt gelten:
Entweder fehlt es einer Partei an Potentialität oder sie ist im wichtigsten Teil ihrer
Mitgliedschaft gegenüber einer Überwachung durch den Verfassungsschutz
immunisiert, so dass die seriöse Vorbereitung eines Verfahrens unmöglich wird.
Damit könnten überwachbare Parteien nicht verboten, verbotswürdige Parteien nur
unvollständig überwacht werden. Gerade weil die Überwachung einer politischen
Partei demokratietheoretisch so heikel ist, kann sie sich aber eigentlich nur vor dem
Hintergrund eines zumindest möglichen Verbotsverfahrens rechtfertigen.
Das ändert nichts an dem schweren Eingriffscharakter einer solchen
Überwachungsmaßnahme gerade gegenüber Abgeordneten. Sie muss für jeden
Einzelfall gesondert gerechtfertigt sein, damit aber kann sie auch nicht pauschal
ausgeschlossen werden. Für die Öffentlichkeit ist wichtig zu wissen, dass es
rechtliche Gründe für die Entscheidung des sächsischen Innenministeriums
nicht gibt, sondern allenfalls politische Motive. Das sächsische Innenministerium
verkennt dabei auch, wie wichtig eine glaubwürdige Abwehrstrategie gegen den
Rechtsextremismus, die durch konkrete Personen vertreten wird, gerade auch für
das eigene Land ist. Der Kampf gegen den Rechtsextremismus in Deutschland wird
in einer kritischen Phase ohne Not schwieriger.
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